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Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) – Schriftliche Stellungnahme der Arbeitsge-

meinschaft der kommunalen Spitzenverbände für den Ausschuss für Kommunalpolitik im 

Landtag Nordrhein-Westfalen  

 

Kurzüberblick: Der Ausschuss für Kommunalpolitik des Landtags Nordrhein-Westfalen führt zum 

31.03.2017 eine ausschließlich schriftliche Anhörung zur Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes 

(UVG) durch. Die Geschäftsstelle hatte hierüber mit Rundschreiben vom 15.03.2016 (Aktenzeichen 

51.81.10 N, Umdruck-Nr. P 4110) unterrichtet. Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzen-

verbände NRW hat hierzu die in der Anlage beigefügte schriftliche Stellungnahme verfasst.  

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ausschuss für Kommunalpolitik des Landtags Nordrhein-Westfalen führt zum 31.03.2017 eine 

ausschließlich schriftliche Anhörung zu den hier anhängigen Anträgen „Nach der Einigung von 

Bund und Ländern auf die Ausweitung des Unterhaltsvorschusses – Landesregierung muss Kommu-

nen entlasten“, Antrag der Fraktion der CDU, Drs. 16/14172 i.V.m. „Unzureichende Bund-Länder-

Einigung zur Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes: Nordrhein-Westfalen muss auf die Beseiti-

gung der Doppelbürokratie drängen und den kommunalen Anteil der Kosten für Unterhaltsvor-

schusszahlungen deutlich verringern“, Antrag der Fraktion der FDP, Drs. 16/14176 durch. Die Ge-

schäftsstelle hatte hierüber mit Rundschreiben vom 15.03.2016 (Aktenzeichen 51.81.10 N, Um-

druck-Nr. P 4110) unterrichtet. 

 

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände hat hierzu die in der Anlage beigefügte 

Stellungnahme abgegeben.  
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Für Ihre Rückmeldungen zum Beratungsgegenstand bedanken wir uns herzlich. Über den weiteren 

Fortgang werden wir Sie unterrichten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 
Bianca Weber 

 

Anlage 


